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Wissensmodul W 7: Dogmatik der Unionsgrundrechte 

A. Standort 

Die europäische Integration schritt bis in die 1970er Jahre in ihren funktionalen Bahnen voran, als die 
Grundrechtsbindung der Gemeinschaften zu einer Thematik von Politik und Recht wurde. Es folgte 
eine Phase der systematischen Entwicklung europäischer Grundrechte durch die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (prätorischer Grundrechtsschutz). Diese Phase begann 1969 mit der Ent-
scheidung in der Rechtssache Stauder. Dabei diente und dient die EMRK, neben den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten, dem EuGH als Referenzordnung des Grundrechts-
schutzes, insbesondere aber als Rechtserkenntnisquelle für die zunächst gemeinschaftlichen, später 
die unionalen Grundrechte.  

Der Prozess der Grundrechtsbindung betrat mit der Ausarbeitung der Charta der Grundrechte eine 
neue Entwicklungsstufe. Der Europäische Rat von Köln hatte – unter deutschem Vorsitz – im Jahr 1999 
die Kodifikation der Grundrechte in der Europäischen Union angestoßen, was im Jahr 2000 zur Verab-
schiedung der Charta der Grundrechte führte. Die Charta war vom Europäischen Rat von Nizza ange-
nommen und im Wege einer Selbstverpflichtung – wenngleich ohne Rechtsbindung – als Maßstab für 
das Handeln der Unionsorgane akzeptiert worden. Mit der Charta soll das Ziel erreicht werden, den 
Bestand europäischer Grundrechte zu kodifizieren und diesen durch die Anerkennung sozialer Rechte 
abzurunden. Die Charta ist durch das Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon im Jahr 2009 rechtsver-
bindlich geworden, nachdem sie in der Unionsrechtspraxis bereits zunehmende Bedeutung erlangt 
hatte. 

Art. 6 EUV verdichtet diese Entwicklung des unionalen Grundrechtsschutzes. Der Vertragsartikel steht 
mit seinen drei Absätzen für einen Rechtsquellenpluralismus beim Grundrechtsschutz: europäische 
Grundrechte gelten als allgemeine Grundsätze des primären Unionsrechts (Abs. 3). Sie sollen – nach 
dem erstrebten und bislang nicht erfolgten Beitritt zur EMRK – auf völkervertraglicher Grundlage ver-
bindlich sein (Abs. 2). Schließlich binden sie vertikal die Unionsorgane wie die Mitgliedstaaten über die 
Charta, die Bestandteil des Primärrechts geworden ist (Abs. 1).  

B. Inhalt 

I. Anwendungsbereich 

Die Grundrechtecharta (GRCh) findet Anwendung, wenn Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen 
der EU sowie Mitgliedstaaten Unionsrecht durchführen (Art. 51 Art. Abs. 1 S. 1 GRCh). Anders als der 
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Grundrechtekatalog des GG für Deutschland bietet sie damit keinen umfassenden Grundrechteschutz 
in der EU, sondern soll in ihrem innerstaatlichen Anwendungsbereich bewusst begrenzt sein. Außer-
halb ihres Anwendungsbereiches verbleibt es beim nationalen Grundrechteschutz, in Deutschland pri-
mär durch das GG sowie daneben durch die EMRK.  

Der für die Anwendbarkeit der GRCh entscheidende Begriff der Durchführung des Unionsrechts wird 
vom EuGH bei der Umsetzung von Rechtsakten mit mitgliedstaatlichem Gestaltungsspielraum zuneh-
mend extensiv ausgelegt. Das birgt die Gefahr, dass in immer mehr Sachverhalten die Grundrechte des 
GG hinter den Unionsgrundrechten zurücktreten und damit nach bisheriger Rechtsprechung eine Ver-
fassungsbeschwerde unzulässig und damit das BVerfG unzuständig wäre (Anwendungsvorrang, à 
siehe Wissensmodul W 2a). Dem begegnete das BVerfG in mehreren Entscheidungen mit einem deut-
lich restriktiveren Verständnis des Durchführungsbegriffs, im November 2019 mit den beiden Be-
schlüssen zum Recht auf Vergessen (àsiehe Wissensmodul W 13). Dort hob es im Gegensatz zur EMRK 
und dem GG die fachrechtsakzessorische Anlage der GRCh besonders hervor.1 

 
1 BVerfGE 152, 152 ff. (Rn. 54) - Recht auf Vergessen I. 
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II. Gewährleistungsbereich 

 

Die Grundrechtecharta enthält umfassende Gewährleistungen. Neben subjektiven Rechten enthält sie 
Grundsätze, wie beispielsweise den Umwelt- oder Verbraucherschutz (Art. 37, 38 GRCh), die bei der 
Politik der Union Berücksichtigung finden sollen.  

III. Prüfungsaufbau2 

Anders als im Verfassungsrecht, wo sich durch die Rechtsprechung des BVerfG seit den 1950er Jahren 
eine umfassende Grundrechtsdogmatik herausgebildet hat, ist die Dogmatik der Unionsgrundrechte 
noch wenig ausgeformt. Die Prüfung orientiert sich am dreistufigen Aufbau aus Schutzbereich, Eingriff 
und Rechtfertigung. Vorweg ist der Anwendungsbereich der Charta zu eröffnen. Der EuGH nimmt 
ebenfalls eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor, wobei regelmäßig nicht die aus dem innerstaatlichen 
Recht bekannten verschiedenen Ebenen (Zweck, Geeignetheit, Erforderlichkeit, Angemessenheit) 
trennscharf unterschieden werden, sondern eher eine grundsätzliche Abwägung insbesondere mit 
Blick auf die Erforderlichkeit vorgenommen wird. Bei einer multipolaren Grundrechtskonstellation 
kann die Abwägung der widerstreitenden Grundrechte die dreistufige Prüfung im Einzelfall ersetzen 
(àsiehe Fall 4).  

 
2 Die Übersichten hierzu sind an Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, S. 338, Rn. 744 angelehnt. 
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C. Prüfungsrelevanz 

Aufgrund der neuen Entscheidung des BVerfG in “Recht auf Vergessen II” (BVerfGE 152, 216 ff.) ist die 
Prüfung auch im Kontext staatsrechtlicher Konstellationen möglich und damit als sehr prüfungsrele-
vant zu beurteilen. 

• Verfassungsbeschwerde, Art. 93 Abs. 1 Nr. 41, §§ 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerfGG: Erstmals hat das 
BVerfG in seinem Recht auf Vergessen II-Beschluss die Verletzung von Unionsgrundrechten im 
Rahmen der Verfassungsbeschwerde geprüft (àsiehe Fall 4 und Wissensmodul W 13). Erfor-
derlich dafür ist, dass an dem zugrundeliegenden unmittelbar geltendem Unionsrecht (Ver-
ordnung) oder dem nationalen Umsetzungsrecht (Richtlinie) keine Zweifel hinsichtlich seiner 
Gültigkeit bestehen und das Unionsrecht sowie die zur Anwendung kommenden Unionsgrund-
rechte durch die Rechtsprechung des EuGH hinreichend konkretisiert sind. Unter diesem Vor-
behalt kann im Rahmen der Beschwerdebefugnis auch die Verletzung von Unionsgrundrech-
ten gerügt werden. Bestehen Zweifel hinsichtlich der Gültigkeit des Unionsrechts oder der Aus-
legung muss das BVerfG dem EuGH vorlegen (Art. 267 AEUV).  
 

• Vorabentscheidungsverfahren, Art. 267 AEUV: Darüber hinaus sind Unionsgrundrechte im 
Kontext der Grundfreiheiten mitzudenken. Sie könnten dort als Rechtfertigung einer Beein-
trächtigung dienen (àsiehe Fall 2 und Wissensmodul W 5). 
 

• Nichtigkeitsklage, Art. 263 Abs. 3 AEUV: Ferner ist denkbar, die Handlung eines Organs der 
Union am Maßstab der Unionsgrundrechte zu prüfen, beispielsweise ein Beschluss der Kom-
mission gegenüber einem Unternehmen. (àsiehe Fall 1 und Wissendmodul W 4). 
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